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19. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens zur Befreiung der von
diplomatischen oder konsularischen Vertretern errichteten Urkunden von der
Beglaubigung

20. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übermittlung
von Anträgen auf Verfahrenshilfe

21. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die zivilrechtlichen Aspekte
internationaler Kindesentführung

19. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens zur Befreiung der von diplomatischen oder konsularischen Vertretern
errichteten Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Irland am 8. Dezember 1998 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen zur Befreiung der von diplomatischen oder
konsularischen Vertretern errichteten Urkunden von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 274/1973, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 179/1998) hinterlegt.

Klima

20. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übermittlung von Anträgen auf Verfahrenshilfe

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Estland am 16. Dezember 1998 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übermittlung von Anträgen auf Ver-
fahrenshilfe (BGBl. Nr. 190/1982, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl. III Nr. 187/1998)
hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Estland nachstehende Erklärungen
abgegeben:

Eine Unterlage, die in französischer Sprache abgefaßt oder von einer Übersetzung in die französische
Sprache begleitet ist, wird nicht anerkannt, wenn diese Unterlage nicht ins Englische oder Estnische
übersetzt wurde.

Nach Art. 2 des Übereinkommens wird als Übermittlungsstelle und zentrale Empfangsstelle das
„Ministry of Justice“ bestimmt.
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21. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten des Königreichs der Niederlande
hat Portugal den Geltungsbereich des Übereinkommens über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler
Kindesentführung (BGBl. Nr. 512/1988, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 150/1998) am 9. Dezember 1998 auf Macao ausgedehnt.

Das Vereinigte Königreich hat den Geltungsbereich am 10. Dezember 1998 auf Montserrat und am
21. Dezember 1998 auf Bermuda ausgedehnt.
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Das Vereinigte Königreich hat gemäß Art. 6 Abs. 1 des Übereinkommens als zentrale Behörde
bestimmt:

Für Montserrat
„The Attorney General
Attorney General’s Chambers
Montserrat
West Indies“

Für Bermuda
„The Attorney General
Attorney General’s Chambers
Hamilton
Bermuda“.

Klima


